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Disclaimer

Conformément au règlement (CEE, Euratom) n° 354/83 du Conseil du 1er février 1983
concernant l'ouverture au public des archives historiques de la Communauté économique
européenne et de la Communauté européenne de l'énergie atomique (JO L 43 du 15.2.1983,
p. 1), tel que modifié par le règlement (CE, Euratom) n° 1700/2003 du 22 septembre 2003
(JO L 243 du 27.9.2003, p. 1), ce dossier est ouvert au public. Le cas échéant, les documents
classifiés présents dans ce dossier ont été déclassifiés conformément à l'article 5 dudit
règlement.

In accordance with Council Regulation (EEC, Euratom) No 354/83 of 1 February 1983
concerning the opening to the public of the historical archives of the European Economic
Community and the European Atomic Energy Community (OJ L 43, 15.2.1983, p. 1), as
amended by Regulation (EC, Euratom) No 1700/2003 of 22 September 2003 (OJ L 243,
27.9.2003, p. 1), this file is open to the public. Where necessary, classified documents in this
file have been declassified in conformity with Article 5 of the aforementioned regulation.

In Übereinstimmung mit der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates vom 1.
Februar 1983 über die Freigabe der historischen Archive der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (ABI. L 43 vom 15.2.1983,
S. 1), geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1700/2003 vom 22. September 2003
(ABI. L 243 vom 27.9.2003, S. 1), ist diese Datei der Öffentlichkeit zugänglich. Soweit
erforderlich, wurden die Verschlusssachen in dieser Datei in Übereinstimmung mit Artikel 5
der genannten Verordnung freigegeben.



KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN

KOM(78)522 endg.

Brüssel , den 20 . Oktober 1978

2. TAETIGKEITSBERICHT

des

BERATENDEN AUSSCHUSSES

SUIS SICHERHEIT, ARBEITSHYGIENE

UND GESUNDHEITSSCHUTZ

M ARBEITSPLATZ

(Zeitraum : 1977)

#•* y V>" * - , / ^>v' ■■

v<r^
1 . w

\<^> <1Va v '

KOM ( 78 ) 522 endg .



- 1 -

Seite

Inhalt

O. EDILEETUNO 2

1 . ZUSAMMENSEJTZUNG . 3

2. STRUKTUR UND ARBEITSWEISE * . 4

3 . SITZUNGEN 5
4. TAMGmTQI DES AUSSCHUSSES ' 7

4*0 Allgemeines 7
4*1 Aktionsprograms 7
4*2 Information des Ausschusses 8
4*3 Interne Probleme 8
4*4 vinylchloridmonomer 9
4*3 Einstufung', Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 10

Stoffe ..

4*6 Asbest ••••• 10
4*7 Sicherheitskennzeichnung am Arbeitsplatz ............ 11
4*8 Kontrolle bestimmter Industriezweige auf 11

unfallgefahren

4*9 Gremien mit Beteiligung der Sozialpartner 12
4*10 Europaische Sicherheitswoche in der Landwirtschaft .. 13

4*11 «Europäisches Symposium über den Alkoholismus ........ 13
4*12 Europäisches Seminar über die betriebsärztlichen 13

Dienste

4*13 Studien 14
5* TAEn&GEJTEN DER ARBEITSGRUPPEN 14
6.~ TAETIGKEXTEN DES "ENGEREN AUSSCHUSSES" 15
7. SEKRETARIAT 16

8. SCHLUSSFOLGEBUNCEN 16

Anlagen t 1 . Liste der Mitglieder des Ausschusses und der . 17
Arbeitsgruppen

2. Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften 23 .
auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes und der
Sicherheit am Arbeitsplatz ••.•••••••••••••••••

3 » Ehtschliessung ............................... 36



0. EEHLEITDFG

Der Beschluss des Rates vom 27*6 »1974 zur Einsetzung eines Beratenden
Ausschusses für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz sieht in seinem Artikel 3 vor, dass der vorerwähnte Ausschuss
"jährlich einen Tätigkeit sberi cht erstellt" und dass "die Kommission

diesen Bericht dem Europäischen Parlament , dem Bat , dem Wirtschaft s-
und Sozialausschuss und dem Beratenden Ausschuss der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl übermittelt"»

Der zweite Tätigkeit sbericht ist vom Sekretariat ausgearbeitet und
vom Ausschuss am -2R. April 1978 gebilligt worden.
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1 . ZUSAMMENSETZUNG DES AUSSCHUSSES UND DER ARBEITSGRUPPEN

Tm Jahie 1977 sind, mehrere Mitglieder ersetzt worden ; sie verteilen
■ich wie folgt 1

BE DA DE FR. IR IT LU NL UK

Ordentliche Hitglieder
des Ausschusses

0 1 0 0 1 0 0 1 1

Stellvertretende Hit-
glieder des Ausschusses

0 0 2 2 0 0 0 1 1

Mitglieder der
Arbeitsgruppe I 0 0 1 0 1 0 0 1 1

Mitglieder der .
Arbeitsgruppe II

0 0 0 0 0 Ρ 0 1 1

Mitglieder der
Arbeitsgruppe III

0 0 1 0
Λ .

0 0 0 0 0

Insgesamt nach Ländern 0 1 4 2 2 0 0 3 4

Insgesamt 16

Die Zusammensetzung des Ausschusses und seiner drei Arbeitsgruppen ist

somit verhältnismässig unverändert geblieben.

Sie Zusammensetzung des Ausschusses und seiner drei Arbeitsgruppen am
31«12*1977 ist aus Anlage 1 ersichtlich*



STRUKTUR UND ARBEITSWEISE

2*0 Im Oktober 1977 wurde ein "Ehgerer Ausschuss" vorläufig eingesetzt
( siehe Ziff. 4*3 und 6). Sie "bereits seit 1975 "bestehenden drei
Arbeit sgruppen wurden beibehalten*

» .

2*1 Nach Ausscheiden des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe II (Forschung)
Bade 1976 benannte der Ausschuss unter Berücksichtigung einer mög­
lichen Aenderung seiner Stz*uktur im April 1977 vorläufig t

die Herren den B0E3, als Vorsitzenden,
GUILLON, als stellvertretenden Vorsitzenden und

HEILD, als stellvertretenden Vorsitzenden der
Arbeitsgruppe II .

2*2 Um eine gute Verbindung und Zusammenarbeit mit der Europäischen
Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen zu
gewährleisten , hat der Ausschuss beschlossen, einen Beobachter dieser
Stiftung zu seinen Sitzungen zuzulassen.

2*3 Der Ausschuss hat bestätigt , dass er im wesentlichen "politische"
Haltungen einzunehmen (Formulierung von Stellungnahmen, Wünschen
oder Leitlinien) und dem Sekretariat ( siehe Ziff. 7 ) sowie den
Dienststellen der Kommission die Arbeiten technischer und/oder ju­
ristischer Art zu überlassen wünsche .

2*4 Der Prozentsatz der Teilnahme an den Sitzungen blieb für den Ausschuss
■ehr hoch : bei den .Arbeit sgruppen war die Beteiligung weniger konstant .



SITZUNGEN

3.0 1977 Bind zehn Sitzungen abgehalten worden, die sich wie folgt verteilen*

– Ausschuss 2 Sitzungen» – 19* und 20. April 1977
– 25.. 26. und 27* Oktober

1977

– Arbeitsgruppe I ;
"Konzertierung über Probleme
und Torschriften auf dem Ge­

llet der Unfallverhütung*

4 Sitzungen« - 4« Februar 1977
- 21. Marz 1977

- 6. und 7. Juli 1977
– 7* und 8. November 1977

Arbeitsgruppe II } – –
"Koordinierung und Förderung
der Unfallverhütungsforschung"

Arbeitsgruppe III ; 2 Sitzungens – 26. und 27* April 1977
"Beteiligung der Sozialpart- – 6. und 7« September 1977
n«r an der Unfallverhütung"

Vorsitzende und stellvertre- 2 Sitzungens
tende Vorsitzende der Ar­

beitsgruppen oder des "Enge­
ren Ausschusses"

24. und 25. Mai 1977

21. Dezember 1977

Insgesamt 10 Sitzungen in Jahre 1977



3»1 Entwicklung der Anzahl von Sitzungen
in Verlauf von drei Jahren*

und der Anzahl von Sitzungstagen

Anzahl von Sitzungen 1977

– Ausschus8 2

– Arbeitsgruppe I 4
– Arbeitsgruppe II 0
– Arbeitsgruppe IU 2
– "Engerer Ausschuss" oder Vor– )
sitzende und stellvertretende ) 2
Torsitzende der Arbeitsgruppen)

1976 1975 (6 Monate )
2

2

1

0

1

1

1

1

Insgesamt 10

Anzahl von Sit zungs"tagen

• Auaschuss

– Arbeitsgruppe I
– Arbeitsgruppe II
– Arbeitsgruppe III
– "Engerer Ausschuss" oder Vor-' )
sitzende und stellvertretende ])
Vorsitzende der Arbeitsgruppen)

1977 1976 1975 (6 Monate )

5
6

0

4

5
2

1

0

2

1

1

1

Insgesamt 18

Sie Häufigkeit der Sitzungen nahm zut blieb aber noch unter dem Bedarf «



TAETIGKETTEN DES AUSSCHUSSES

4*0 Allgemeines

1977 hat der Ausschuss - auf Antrag der Kommission oder auf seine eigene
Initiative hin - etwa zwölf Themen behandelt , was eine erhebliche Ent­

wicklung gegenüber dem Vorjahr darstellt . Diese Themen können zusammen­
gefasst werden in

– Probleme der Struktur und der Arbeitsweise ;

– Prüfung von Richtlinien und sonstigem Gerne inschaftsinstru-
mentarium ;

– Teilnahme an grossen Gemeinschaftstagungen oder -Veranstal­
tungen ; sie sind im einzelnen nachstehend angegeben.

4.1 Aktionsprogramm der Europaischen Gemeinschaften auf dem Gebiet des Ge¬

sundheitsschutzes und der Sicherheit am Arbeitsplatz

4*1.0 Der Ausschuss ist – soweit es sich um dieses Programm handelte –

regelmässig über den Stand der Arbeiten auf Kommissionsebene
unterrichtet worden .

4*1*1 Kit Bedauern hat der Ausschuss auf die Verzögerung bei der tat­
sächlichen Inangriffnahme dieses Programms hingewiesen , dessen
allgemeine Ziele und Leitlinien er im Oktober 1976 erörtert und
gebilligt hatte , und die Dringlichkeit seiner Annahme durch Kom­
mission und Bat betont . Eine Abordnung der Arbeitnehmervertreter
im Ausschuss ist in diesem Sinne unmittelbar bei der Kommission

vorstellig geworden.

4*1*2 Zur Durchführung- dieses Programms hat der Ausschuss vorgeschlagen ,
– Prioritäten für bestimmte Zeitabschnitte zu setzen und

– seine Struktur unter Zugrundelegung des Programms nach seiner
Genehmigung durch den Rat gegebenenfalls zu uberprüfen.

4*1*3 D&s Aktionsprogramm ist von der Kommission am 9*12.1977 gebilligt
und dem Rat am 15*12.1977 vorgelegt worden ; es ist als Anlage 2
beigefügt .
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4*2 Information des Ausschusses

In Anschluss an die auf einer Sitzung mit den Abteilungen der Kommission
und den Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Arbeitsgruppen
durchgeführten Vorarbeit (siehe Ziff . 6 ) hat der Ausschuss die Ingang­
setzung eines Verfahrens durch die Kommission erreicht das eine regeliaässige
und rechtzeitige Unterrichtung des Ausschusses über sämtliche Tätigkeiten der
Kommission auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am

Arbeitsplatz gewährleistet .

Dieses Informationsverfahren betrifft im wesentlichen bestimmte Tätigkeiten
im Rahmen

– des allgemeinen Programms zur Beseitigung der technischen Handels–
beschränkungen ;

– des Umweltprogramms
– der paritätischen Ausschüsse

– der Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen.

4.3 Interne Probleme

4*3*0 Der Ausschuss hat sich mit mehreren Interna befasst , nämlich :
– Erweiterung seines Sekretariats (siehe Ziff . 7 )
– seiner Arbeitsweise (siehe Ziff. 2.4.2 und 6.1 )

4*3*1 Im Oktober 1977 bat der Ausschuss vorläufig einen "Engeren Ausschuss"
gebildet .

Dieser Ausschuss setzt sich einstweilen aus den Vorsitzenden und stellver­

tretenden Vorsitzenden der drei bestehenden Arbeitsgruppen zusammen . Den Vor­
sitz führt Dr . Recht und das Sekretariat ist von den Herren Baur und Goeminne

wahrgenommen worden .



Während einer Probezeit wird der Engere Ausschuss die Aufgaben der Kontakt­
aufnahme (vor allem mit den zuständigen Abteilungen der Kommission ), der
Vorbereitung der Arbeiten des Avisschusses und des Dispatching (Enpfang
aller Informationen und Unterlagen sowie Weiterleitung aller relevanten
Dokumente an den 'Beratenden Ausschuss ) wahrnehmen . Der Engere Ausschuss
hat daher im wesentlichen verwaltungstechnische Aufgaben , besitzt aber
keine politischen Kompetenzen . Er gibt keine Stellungnahmen ab und trifft

keine Entscheidungen , die den Ausschuss verpflichten .

Der Engere Ausschuss tritt ziemlich häufig zusammen und übermittelt dem

Ausschuss eine Aufstellung sämtlicher Dokumente und Themen , mit denen er
befasst worden ist , erforderlichenfalls mit erläuternden Anmerkungen .

Vorschlag einer Richtlinie betreffend Vinylchloricaonomer

4*4*0 Der Ausschuss hat im April 1977 eine Stellungnahme zu diesem Richt-

. lini envorschlag abgegeben (AB1 . 1fr » C 291 von 10.12.1976 ).

Er hat insbesondere auf die Notwendigkeit hingewiesen ,
– den Entwurf in sprachlicher und juristischer Hinsicht zu verbessern

– die _yeraroeitung vorn , VCM _ nicht in diese Richtlinie aufzunehmen ; ~ "
– eine Null-Exposition anzustreben ;
– die Stellungnahme zuständiger Stell2n im Falle des Baus neuer Anlage

einzuholen ;

– die Wahl der Messteilen genau anzugeben ;
– eine Expositionsgrenze vorzusehen , um anhand von technischen und

individuellen Messungen einschreiten zu können ;
– die Arbeitnehmer gründlich zu informieren ;
– an jeder Aenderung der Richtlinien rechtzeitigt beteiligt zu werden
Bei der vorerwähnten Stellungnahme waren die Ansichten geteilt , ins­
besondere hinsichtlich

– der vorzusehenden Anzahl ppm/Schwellengrenzwert
– der Dauer des Referenzzeitraums für die Berechnung der mittleren
Exposition.
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4*4-1 Nachdem die Kommission Vorschläge zur Aenderung dieses Richt-

linie-Vorschlags (ABl . Nr . C 219 vom 14.9.1977 ) gemacht hat - ins­
besondere um den Wünschen des Europäischen Parlaments und des

Wirtschafts- und Sozialausschusses Rechnung zu tragen - die
sich im wesentlichen auf die Anzahl ppm/Schwellengrenzwert und
den Beobachtungszeitraum von einem Jahr beziehen, ist der
Ausschuss mit diesen Aenderungen befasst worden und hat erneut

zu diesen Fragen eine , auf unterschiedlichen Meinungen beruhende
Stellungnahme abgegeben .

4*5 Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur sechsten Aenderung der
Richtlinie des Rates vom 27 » Juni 1967 zur Anglei chung der Rechts–
Vorschriften der Mit gli edst aat en für die Einstufung, Verpackung und
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe (ABl . Nr . C 260 vom 5»H»1976 )

Auf zwei Sitzungen ist der Ausschuss über die Entwicklung der Erör­
terungen zu diesem Richtlinienvorschlag auf Ratsebene unterrichtet
worden ; der Ausschuss hat den betreffenden Abteilungen der Kommission
mehrere Hinweise für die Weiterführung der Erörterungen mit den
Instanzen de3 Rates gegeben .

4*6 Asbest

4*6.0 Der Rat hat einen detaillierten üeberblick erhalten, und zwar
– über die Tätigkeit der Kommission hinsichtlich Asbest ;
– über den gegenwärtigen Stand der Kenntnisse über die Probleme ,
die Asbest im Bereich der RisikoVerhütung stellt und seine

Auswirkungen auf die Gesundheit der Arbeitnehmer ; sowie
– "über die einzelsrtaatlichen Vorschriften für Asbest .

4*6.1 Ein Brtwurf einer Brt Schliessung des Rats der Europäischen
Gemeinschaften über Leitlinien für ein Aktionsprogramm zur

BeTrä^ofung der Gefahren , die sich durch AsbestVerunreinigung für

die menschliche Gesundheit ergeben ist dem Ausschuss vorgelegt
worden . Dieses Dokument ist unter Hinzuziehung mehrer Abteilungen

der Kommission angefertigt worden .



Der Ausschuss hat diesen Bit Schliessungsentwurf als Aktions-

rahmen positiv aufgenommen und eine Reihe von Wünschen zu den

Schwerpunkten und. den von der Kommission gesetzten Prioritäten
formuliert .

4*6.2 Im Anschluss an die unter den Ziff. 4*6.0 und 4*6.1 erwähnten
Tätigkeiten hat der Ausschuss die Arbeitsgruppe I beauftragt ,

- eine eingehende Prüfung des vorerwähnten Bitschliessungs-
entwurfs, vor allem jener Abschnitte , die sich mit der Sicher­
heit und der Gesundheit am Arbeitsplatz befassen, vorzunehmen ;

– zum gegebenen Zeitpunkt den in Vorbereitung befindlichen
Bitwirrf einer Richtlinie über die Begrenzung des Anwendungs­
bereichs von Asbest und die Verhütung seiner schädlichen Wir­

. kungen auf die Gesundheit der Arbeitnehmer zu prüfen .

4*6*3 Gleichlaufend mit den bereits erwähnten Tätigkeiten hat die
Arbeitsgruppe I gute Fortschritte bei der Ausarbeitung des
Brtwurfs einer Stellungnahme zur Definierung eines Gesamtkonzepts

des Ausschusses auf dem Gebiet von Asbest gemacht . Siesse Stellung
nähme wird jedesmal als Anhaltspunkt herangezogen werden können ,
wenn die Kommission im Rahmen der unter Ziff. 4*6.1 erwähnten

£ht Schliessung ein konkretes Instrumentarium für den Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz ausarbeitet .

Richtlinie "Sicherheitskennzeichnung am Arbeitsplatz" (ABl . Nr . L 229
vom 7*9*1977 )

Da der Ausschuss von der bevorstehenden Einsetzung des Ausschusses für

die "Anpassimg an den technischen Fortschritt" (Artikel 4t 5 rod 6 diese
Eichtlinie)unterrichtet war, hielt er es für wünschenswert rechtzeitig
su dieser Anpassung hinzugezogen zu werden.

Entwurf einer Richtlinie über die Kontrolle bestimmter Industriezweige

auf Unfallgefahren

Der Ausschuss ist über dieses Vorhaben informiert worden , das sich auf

der Ebene mehrerer Diens cstellen in Vorbereitung befindet«



Der Ausschuss hat seine Arbeitsgruppe I beauftragt , dieses Vorhaben
su prüfen sobald der Stand der Ausarbeitung dies zulässt .

Beteiligung der Sozialpartner an den Gremien für die Uhfallverhütung

4*9*0 Der Ausschuss hat von der von der Arbeitsgruppe III ausgearbei­
teten vergleichenden Untersuchung über "die für die Verhütung
von Arbeitsrisiken zuständigen Gremien , in denen die Sozial-
partner vertreten sind'* Kenntnis genommen .

Da diese Untersuchung eine Basisdokumentation für künftige

Massnahmen auf diesem Gebiet darstellen soll , hat der Ausschuss
die Arbeitsgruppe III beauftragt zu untersuchen , ob sich kurz-
oder längerfristig gesehen eine Aktualisierung als notwendig
erweisen könnte .

4*9*1 Der Ausschuss hat von der Arbeitsgruppe III ausgearbeitete Vor­

schläge geprüft , die dazu dienen sollen , die Beschaffenheit
eines Gemeinschaftsinstrumentariums zu definieren das die

Einsetzung und das reibungslose Funktionieren von Gremien für die
Unfallverhütung zum Ziel hat und zwar unter Beteiligung der
Sozialpartner auf einzelStaat Iieher Ebene für alle Berufe in
Industrie und Unternehmen .

Hachdem einstimmig eine Reihe von Vorstellungen erarbeitet worden

varen, hat der Ausschuss Heinungsverschiedenheiten zwischen den
Vertretern der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber feststellen

müssen, insbesondere über

_ die Grösse der Unternehmen, in denen ein Ausschuss oder Sicher­
heit sdelegierte obligatorisch sein sollten, und

– die Art der Zuständigkeiten , die diesen Ausschüssen und/oder
Delegierten zugewiesen werden könnten.

Angesichts dieser Situation hat der Ausschuss die Arbeitsgruppe II
beauftragt , mit ihren Arbeiten unter Berücksichtigung der bei der
ersten Erörterung der Arbeit sunterläge aufgetretenen Meinungs­
verschiedenheiten fortzufahren .



- 13 -

4 *10 Europäische Sicherheil; swoche in der Landwirtschaft

Da der Ausschuss ziemlich spät von dieser vom 2 . bis 8 . Mai 1977
in saatlichen Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit der Kommission
veranstalteten Sicherheitswoche unterrichtet worden ist , hat er den

Vunsch geäussert bei Wiederholung einer solchen Massnahme , so früh-

seitig wie möglich davon unterrichtet zu werden .

4*11 Europäisches Symposium über den Alkoholismus

Die Kommission hat den Ausschuss über das vom 15 « bis 17 * November 1977

in Luxemburg veranstaltete europäische Symposium über den Alkoholimus
informiert . Der Ausschuss hat die Stellungnahme abgegeben ,

• dass der Alkoholismus als allgemeines soziales und medizinisches
Rroblem und nicht als ein die Industrie betreffendes Problem anzu­

sehen ist ;
– dass jegliche Verbindung zwischen Alkoholismus und Arbeit (Arbeitneh­
mer, Arbeitswelt oder Arbeitsmedizin) nicht als Thema eines solchen
Seminars gewählt werden sollte , das ein allgemeines Ziel haben müsste .

Der Titel des Symposiums ist wie folgt geändert worden :
"Sozio-medizinische Gefahren des übermässigen Alkoholgenusses".

4*12 Seminar über die betriebsärztlichen Dienste

Mitglieder des "Ehgeren Ausschusses" und die Aerzte (Mitglieder ) des
Ausschusses sind zu dem mit Hilfe der Kommission von dem Ständigen
Aerzteausschuss der EWG - Sektion "Betriebsärztlicher Dienst" am 24 « und

25 * November 1977 veranstalteten Seminar eingeladen worden .

Der Ausschuss hat sich für dieses Seminar interessiert , weil es eine
Frage des Aktionsprogramms betrifft , nämlich die Revision der Empfehlung
der Kommission über die betriebsärztlichen Dienste .



Ausserdem wurde anlässlich des Seminars ein Gespräch zwischen der

Kommission , dem Beratenden Ausschuss und dem Standigen Aerzteausschuss
der EWG eingeleitet .

4*13 Studien

Der Ausschuss ist über Studien .unterrichtet worden, die die Kommission
nunmehr aufgrund bestimmter Themen in dem Entwruf des Aktionsprogramms
durchführt« 1977 erstreckten sich diese Studien insbesondere auf :

– die Sicherheitsausbildung des "Management" und der "Führungskräfte";
– den Maschinenlärm in der Textilindustrie ;
– die Verwendung von Femsehen und Radio im Dienste der Verhütung
von Arbeitsrisiken ;

– die juristischen Grundlagen und die Arbeitsweise der Betriebs-
eicherheitsdienste in der Praxis .

TAETIGKEITEN DER ARBEITSGRUPPE

Die Arbeitsgruppen haben für den Ausschuss eine Reihe von Themen und Stellung­
nahmen ausgearbeitet ; die Tätigkeiten gliedern sich wie folgt :

5.0 Die Arbeitsgruppe I hat

– die Entwicklung des Aktionsprogramms , die Probleme des Sekretariats
und das vom "Engeren Ausschuss" ausgearbeitete Informationsverfahren
genau verfolgt ,

– die Stellungnahme über Vinylchloridmonomer ausgearbeitet und eine interne
Informationssitzung über die Messprobleme bei diesem Erzeugnis in Zusam-
nenarbeit mit eigens von der Kommission eingeladenen Sachverständigen
veranstaltet ,

– die einzelstaatlichen Vorschriften über Asbest untersucht und Stand­

punkte sowie eine Gesamtstellungnahme zu Asbest ausgearbeitet ,



5.1 Die Arbeitsgruppe II_

Sie Arbeitsgruppe ist 1977 nicht zusammengetreten. Da für die Ausübung

des Mandats , das der Ausschuss der Arbeitsgruppe 1976 übertragen hatte
eine Aufstellung der neuesten Forschungen benötigt wurde haben es die
Abteilungen der Kommission mit Zustimmung des Vorsitzenden der Arbeits­
gruppe vorgezogen , diese Arbeit nicht selbst auszuführen, sondern ein
einschlägiges -bei einem Sicherheitsinstitut eines Hitgliedstaates in
Vorbereitung befindliches internationales Verzeichnis zu verwenden.

Dieses "Welt"-Verzeichnis wird mit einem "europäi sehen" analytischen

Index versehen , der für die Arbeitsgruppe Anfang 1978 zur Verfügung
stehen wird.

5*2 Die Arbeitsgruppe III hat

– die vergleichende Untersuchung über die "für die Verhütung von Ar-

beitsrisiken zuständigen Gremien , in denen die Sozialpartner vertreten

sind" ausgearbeitet und

– Vorschläge ausgearbeitet , die dazu dienen sollen die Beschaffenheit
eines Gemeinschaftsinstrumentariums zu definieren , das die Einsetzung

und das reibungslose Funktionieren von Gremien für die Verhütung von
Arbeitsrisiken zum Ziel hat , und zwar tinter Beteiligung der Sozial-
partner auf einzelstaatlicher Ebene für alle Berufe in Industrie und
Unternehmen.

TAETIGKEITEN DES "ENGEREN AUSSCHUSSES"

6.0 Die Sitzung der Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der
Arbeitsgruppen hat im Mai 1977
– das unter Ziff. 4.2 erwähnte Informationsverfahren des Ausschusses und

– die Einsetzung des "Engeren Ausschusses" (vgl « Ziff. 4*3.1) vorbereitet

6.1 Im Dezember 1977 ist der "Engere Ausschuss" zusammengetreten , um mit der
Prüfung der Probleme von Struktur und Arbeitsweise zu beginnen , die
bereits bestehen oder die bei der Durchführung des Aktionsprogramms ent­
stehen könnten.
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7 . SEKRETARIAT

Im April 1977 tat der Alxsschuss einstimmig eine Entschliessung in der

Absicht angenommen , seine Forderung an die Kommission entschlossen zu

erneuern , dem Sekretariat genügend Personal zur Verfügung zu stellen ,
damit der Ausschuss normal arbeiten kann« Biese EntSchliessung ist als
Anlage 3 beigefügt . Das unter Ziff. 4*1*1 erwähnte Eintreten einer Dele­
gation der Arbeitnehmermitglieder bezog sich ebenfalls auf die Arbeits­
weise des Sekretariatsausschusses , das sich 1977 aus zwei A-Beamten und

- einem C-Bediensteten zusammensetzte .

8. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die Tätigkeit des Ausschusses und der Arbeitsgruppen hat 1977 zugenommen.
Hie unter Punkt 3*1 * angegeben , hat sich die Anzahl der Sitzungen von sechs
in Jahre 1976 auf zehn im Berichtsjahr erhöht , und die Dauer dieser Sitzungen
stieg von neun Tagen im Jahre 1976 auf 18 Tage .

Trotz einer erfreulichen Ausweitung der Tätigkeiten (die zum Teil einen Aus­
bau des Sekretariat während einiger Monate zuzuschreiben ist ), konnten die
Voraussetzungen für ein normales Funktionieren des Ausschusses und der Ar­
beitsgruppen jedoch bei weitem nicht erfüllt werden.

Dieser Hinweis ist umso bedeutsamer , als im nächsten Berichtsjahr nach der
Billigung vomKat des Aktionsprogramms der Gemeinschaften (Punkt 4.1 *) mit
einer erheblichen Zunahme der Aufgaben gerechnet werden muss .

Falls Ausschuss und Arbeitsgruppen nicht in der Lage sind diese Tätigkeiten
au bewältigen , könnten Spannungen unter den im Ausschuss vertretenden Grup­
pierungen auftreten und es ist evtl . zu befürchten , dass Aufgabenbereich ur.d
Bestand des Ausschusses in Frage gestellt werden.

In diesem Sinne ist auch der Entschliessungsantrag (Anlage 3 ) zu verstehen .
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Entwurf einer Entschließung des Rates über ein Aktionsprogramm der Europäischen
Gemeinschaften für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt am IS. Dezember 1977)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN –
.• »

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaften,

gestützt auf den Entwurf der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und SoziaLaus-
schusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Entschließung des Rates der Europäischen Ge­
meinschaften vom 21. Januar 1974 über ein sozialpo­
litisches Aktionsprogramm ( ') sieht die Aufstellung '
eines Aktionsprogramms für den Gesundheitsschutz
and die Sicherheit am Arbeitsplatz vor.

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat gemäß
Artikel 2 des Vertrages zu ihrer Gründung insbeson­
dere die Aufgabe, eine harmonische Entwicklung des
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, eine
beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung
und eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung zu
fördern; die Erfüllung dieser Aufgabe ist jedoch ohne
einen angemessenen Gesundheitsschutz der Bevölke­
rung und ohne wirksame Verhütung der mit der
Arbeit verbundenen Gefahren nicht vorstellbar.

Nach den Artikeln 117 und 118 desselben Vertrages
sind sich die Mitgliedstaaten über die Notwendigkeit

(•) ABL Nr. C 13 vom 12. 2. 1974, S. 1.

einig, auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeits­
bedingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken und
dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Anglei­
chung zu ermöglichen; sie sind der Auffassung, daß
die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrank­
heiten sowie der Gesundheitsschurz bei der Arbeit in
diesem Zusammenhang zu den wichtigsten Aufgaben
gehören.

Die Staats- bzw. Regierungschefs haben auf ihrer
Konferenz im Oktober 1972 in Paris bekräftigt, daß
die wirtschaftliche Expansion dazu dienen muß, die
Lebensqualität und den Lebensstandard zu verbes­
sern.

Die immer noch hohe Zahl an Toten, Verletzten,
Versehrten und Kranken als Folge von Arbeitsunfäl­
len und Berufskrankheiten stellt ein schwerwiegendes
Problem dar und verlangt ständige Aufmerksamkeit.

Es sind umfangreiche Bemühungen auf Gemein­
schaftsebene erforderlich, um das Kapital an mensch­
licher Arbeitskraft in der Gemeinschaft zu erhalten
und geeignete Mittel zu erforschen und einzusetzen,
um eine dem Menschen und seinen berechtigten An­
sprüchen entsprechende Arbeitsumwelt zu erhalten
oder zu schaffen.

Diese Bemühungen verlangen nicht nur die verstärkte
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und
der Kommission, sondern auch die wachsende Beteili­
gung der Sozialpartner an den Entscheidungen und
Maßnahmen im Bereich der Sicherheit, der Arbeits-
hygiene und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz
auf allen Ebenen und insbesondere im Betrieb.
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Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der
Arbeitsumgebung ist allgemein ins Auge zu fasse»
und muß sich auf alle Bereiche der Wirtschaft erstrek-
ken.

Der durch Beschluß des Rates vom 27. Juni 1974 ( ' )
eingesetzte Beratende Ausschuß für Sicherheit,

P) ABI. Nr. L 185 vom 9. 7. 1974, S. 15.

Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits­
platz soll an dieser Aufgabe beteiligt werden –
genehmigt, das als Anhang beigefügte Aktionspro-
gramm;

nimmt zur Kenntnis, daß die Kommission im Rah­
men der im Programm beschriebenen Aktionen insbe­
sondere unter Berücksichtigung des Zeitplans und der
Reihenfolge, die dort festgelegt sind , geeignete Vor­
schläge für die Durchführung dieses Programms un­
terbreiten wird.

AKTIONSPROGRAMM DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN
FÜR SICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ AM ARBEITSPLATZ

Einleitung

Ein großer Teil der Bevölkerung der neun Mitglied­
staaten ist in unterschiedlichem Maße zahlreichen
verschiedenartigen berufsbedingten Gefahren ausge­
setzt, die sich nachteilig auf die Gesundheit und die
Sicherheit auswirken können . Die Bereiche, mit denen
sich die Arbeitspathologie gewöhnlich befaßt, sind
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten , zu deren Ver­
hütung in der Gemeinschaft seit vielen Jahren Aktio­
nen und Reihenuntersuchungen durchgeführt und de­
ren schädliche Auswirkungen teilweise oder vollstän­
dig durch verschiedene Entschädigungssysteme kom­
pensiert werden.
Trotz der in den Gemeinschaftsländern unternomme­
nen Anstrengungen ist die Zahl der Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten weiterhin hoch. Abgesehen
von ihren finanziellen Auswirkungen sind die Folgen
in menschlicher und sozialer Hinsicht nicht zu be­
rechnen, denn es ist nicht einfach , den seelischen
Schaden zu bewerten oder die Folgeerscheinungen zu
berücksichtigen, mit denen ein Unfall oder eine
Krankheit verbunden ist . Man kann daher davon aus­
gehen , daß die Gesamtbelastung durch die sich aus
der Arbeit ergebenden Unfälle und Krankheiten die
verfügbaren quantitativen Schärzungen bei weitem .
übersteigt.

In der modernen Technologie werden ständig weiter­
entwickelte Verfahren angewendet, die neue Gefahren
heraufbeschwören . Es werden chemische Stoffe er­
zeugt oder benutzt, die hinsichtlich ihrer Schädlich­
keit für den Menschen unzureichend erprobt sind.
Es muß die Möglichkeit geschaffen werden, das Auf­
treten aller mit der Arbeit verbundenen chemischen,
physikalischen, mechanischen und biologischen
Kräfte und psychosozialen Faktoren rechtzeitig zu er­
kennen und hinreichend zu beherrschen , um etwaige
Schäden oder eine erhebliche Beeinträchtigung der
Sicherheit zu vermeiden.

Die Verhütung, die Einschränkung und nach Mög­
lichkeit die Beseitigung der Berufsgefahren erscheinen
ab wesentliche Faktoren einer Politik des Gesund-
heitsschutzes und der Sicherheit des Arbeitnehmers .

Die Mitgliedstaaten blicken zwar in der Organisation
der Sicherheit sowie in der Vorbeugung auf eine
lange Tradition zurück ; sie müssen darüber hinaus
aber bereit sein , gemeinsam ein koordiniertes , dyna­
misches und wirksames Programm durchzuführen,
um die Bedingungen , unter denen der Mensch seine
Arbeit ausübt, zu verbessern und um ein Höchstmaß
an Wohlbefinden und an Lebensqualität im Beruf zu
gewährleisten. Um ein solches Programm verwirk­
lichen zu können , genügt es nicht, die Überlegungen
und Aktionsgrundsätze abzustimmen, sondern dar­
über hinaus muß die technische Entwicklung und die
Organisation der Arbeit den gesundheitlichen und
sicherheitstechnischen Erfordernissen entsprechend
gestaltet und ausgerichtet werden.
Angesichts der unverändert großen Bedeutung des-
Problems muß die Kommission eine umfassende Poli-
rik der Vorbeugung und der Bekämpfung gegen alle
Berufsrisiken anregen, fördern und zur Entfaltung
bringen, indem sie insbesondere neue Kenntnisse er­
arbeitet, zur Konzertierung und Koordinierung anhält
und auf verschiedenen Veranrwortungs- oder Zustän-
digkeitsebenen entsprechende Aktionen einleitet . Die­
ses Programm soll über den Austausch von Erfahrun­
gen und die Verbesserung der gegenseitigen Informa­
tion hinaus zur Schaffung gemeinsamer Standpunkte
und Aktionen der verantwortlichen Behörden der
Mitgliedstaaten und der Sozialpartner gegenüber Risi­
ken aller Art führen , die in der Arbeitsumwelt die Ge­
sundheit und die Sicherheit des Menschen sowie der
Allgemeinheit belasten.

In dem vorliegenden Programm werden die von der
Kommission unterbreiteten Leitlinien sowie eine
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Reihe von Unrersuchungen und Konsultationen be­
rücksichtigt, die in den letzten zwei Jahren durchge­
führt wurden. Außerdem ist den von der Kommission
auf dem Kohle- und Stahlsektor sowie im Kernener-
giebereich gesammelten Erfahrungen Rechnung getra­
gen worden, Bereiche, für die gemäß EGKS-Vertrag
und EURATOM-Vertrag seit vielen Jahren For-
schungsprogramme und – im Zusammenhang mit
vorbeugenden Maßnahmen sowie zum Schutz vor
den in diesen drei Sektoren auftretenden speziellen
Gefahren – Harmonisierungs- und Normungsmaß-
nahmen durchgeführt werden.

Dieses Programm läßt andere Programme, wie zum
Beispiel das Programm zur Beseitigung der techni­

schen Hemmnisse im Warenverkehr sowie das Um-
weltschutzprogramm, unberührt. Bei der Ausarbei­
tung von Vorschlägen für spezifische Aktionen im
Rahmen dieses Programms werden die für andere
Forschungsprogramme insbesondere auf dem Gebiet
des Umweltschutzes durchgeführten Arbeiten berück­
sichtigt, um ein Höchstmaß an Koordination zu ge­
währleisten.

Einige Maßnahmen können in Zusammenarbeit oder
in Verbindung mit anderen Organisationen, so insbe­
sondere mit der Europäischen Stiftung zur Verbesse­
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen und dem
Europäischen Zentrum für die Förderung der Berufs­
ausbildung, durchgeführt werden.

L Allgemeine Zielsetzungen eines Aktionsprogramms für Sicherheit und Gesundheits-
schutz

Das wesentliche Ziel des Programms ist die Verbesse­
rung des Schutzes gegen Berufsrisiken aller An durch
wirksamere Verhütung, Kontrolle und Beherrschung
dieser Gefahren.

Eine der Grundvoraussetzungen für seine Verwirk­
lichung ist die volle und bedingungslose Beteiligung
der Sozialpartner an Vorbeugung und Gesundheits-
schutz .

Jede der im Rahmen des Programms vorgeschlagenen
Aktionen ist auf eine bessere Organisation und eine
umfassendere Beteiligung der Sozialpartner an Vor­
beugung und Gesundheitsschutz des Arbeitnehmers
ausgerichtet. Um die Erfahrungen der internationalen
Organisationen nutzen zu können und Doppelarbei-
ten im Bereich der Forschung oder Aktionen zu ver­
meiden, ist überdies eine bessere Konzertierung zwi­
schen den Mitgliedstaaten mit dem Ziel einer gemein­
samen Aktion der mit dem Gesundheitsschutz und
der Sicherheit am Arbeitsplatz befaßten internationa­
len Organisationen unumgänglich.

Mit diesem Programm sollen folgende allgemeine
Ziele erreicht werden:

a) Verbesserung der Arbeitsmittel im Sinne einer grö­
ßeren Sicherheit unter Berücksichtigung der ge­
sundheitlichen Erfordernisse bei der Organisation
der Arbeit. Diese Verbesserung hat nicht nur die
bestehenden Arbeitsmittel, sondern auch den
technischen Fortschritt zum Gegenstand. Letzte­

. rcr, der die Gestaltung neuer und die Verbesse­
rung bestehender Arbeitsmittel bestimmt, ist aber
nicht immer so ausgerichtet, daß er den Anforde­
rungen der Gesundheit und der Sicherheit gerecht
wird; diese Anforderungen müssen schon bei der
Entwicklung der Maschinen sowie bei der Gestal­

tung der Räume und Anlagen sowie auf den ver­
schiedenen Stufen der Herstellung und Inbetrieb­
nahme berücksichtigt werden. Auch den gesund­
heitlichen Gesichtspunkten muß während der ver­
schiedenen Entwicklungsstufen, die zur Herstel­
lung und Verwendung chemischer Stoffe führen,
Rechnung getragen werden.

Es besteht eine enge Beziehung zwischen der Ver­
hütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankhei­
ten einerseits und der Arbeitsorganisation, der
Ausbildung und der Unterrichtung in Fragen der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am
Arbeitsplatz andererseits. Es ist dringend erforder­
lich, im Wege der Uberprüfung und Überarbei­
tung herkömmlicher Methoden eine wirksamere
Strategie der Prävention im Arbeitsmilieu zu ent­
wickeln.

Sofern es nicht möglich ist, die Exposition gegen­
über den Berufsrisiken auszuschalten, muß sie –
ausgehend von einer gemeinsamen Uberlegungs-
und Bezugsbasis – auf zulässige Werte begrenzt
werden, die auf alle Arbeitnehmer der Gemein­
schaft anzuwenden sind.

Um die Anwendung von Präventivmaßnahmen
wirksamer überprüfen zu können, muß die Über­
wachung der Gesundheit und der Arbeitsbedin­
gungen, insbesondere unter Berücksichtigung der
Ausrichtungen einer den Erfordernissen unserer
Zeit angepaßten Arbeitsmedizin, Arbeitshygiene
und Arbeitssicherheit, verstärkt werden.

b) Verbesserung der Kenntnisse im Hinblick auf die
Erkennung und Einschätzung der Risiken und die
Vervollkommnung der Präventiv- und Kontroll-
methoden.



Wegen der Gegensätzlichkeit und Verschieden-
artigkeic der sich hier auswirkenden Faktoren ist
die Erforschung der Ursachen (Aetiologie) vorran­
giges Thema für Forschung und Analyse. Es müssen
brauchbare und vergleichbare Statistiken erarbei­
tet werden. Die laufenden Forschungsarbeiten
müssen koordiniert werden. Die Förderung neuer
Forschungsvorhaben ist eine unerläßliche Konse­
quenz jeder gemeinschaftlichen Aktion auf dem
Gebiet der Arbeitsmedizin, Arbeitshygiene und
Arbeitssicherheit.

c) Verbesserung des menschlichen Verhaltens mit
dem Ziel, das Sicherheits- und Gesundheitsbe-
wußtsein zu fördern und zu entwickeln.

Über die Prävention und den Schutz mit techni­
schen Mitteln hinaus muß eine echte Sicherheits-
und Gesundheitserziehung aufgebaut werden, die
es bisher noch nicht gibt und die nach geeigneten
Prinzipien und Modalitäten in den verschiedenen
Unterrichtsstufen und auf allen Verantwortungs-
und Akrionsebenen in den Betrieben eingeführt
werden muß.

IL Beschreibung der auf Gemeinschaftsebene einzuleitenden Aktionen

Zur Verwirklichung der genannten allgemeinen Ziel­
setzungen sind zahlreiche Aktionen erforderlich, die
verschiedene wissenschaftliche Disziplinen betreffen,
und die eine wirksame Beteiligung des Einzelnen an
der Erhaltung seiner Gesundheit und seiner Sicherheit
voraussetzen ; ferner sollen sie die Sozialpartner und
die Fachkreise dazu veranlassen , sich aktiver an der
Erarbeitung und Durchführung einer Politik der Prä­
vention gegen die Gefahren am Arbeitsplatz' zu betei­
ligen.

Ausgehend von diesen allgemeinen Zielen sind die
{olgenden sechs konkreten Aktionen geplant, für die
bestimmte Durchführungsfristen festgelegt wurden :

1. Einbeziehung der Sicherheit in die verschiedenen
Planungs-, Produktions- und Betriebsstufen ;

2. Festlegung der Höchstgrenzen für die Exposition
der Arbeitnehmer gegenüber Verschmutzungen
und Belastungen, die am Arbeitsplatz auftreten
oder auftreten können ;

3. Ausbau der Überwachung der Sicherheit und der
Gesundheit des Arbeitnehmers ;

4. Erforschung der Ursachen (Aetiologie) von Unfall
und Krankheit sowie Bewertung der mit der Arbeit
verbundenen Risiken ;

5. Koordinierung und Förderung der Forschung in
bezug auf Arbeitssicherheit und Gesundheits-
schutz;

6. Entwicklung des Sicherheits- und Gesundheitsbe-
wußtseins durch Erziehung und Ausbildung.

ACTION 1

Einbeziehung der Sicherheit in die verschiedenen
Planungs-, Produktions- und Betriebsstufen

Begründung und Zielsetzung
Um die Einbeziehung zu fördern, wird die Kommis­
sion Aktionen in Erwägung ziehen, deren Hauptziel

die unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit am
Arbeitsplatz vorzusehende Harmonisierung der
Grundsätze und Planung der Arbeitsplätze, Maschi­
nen, Geräte und Anlagen sowie die Ausarbeitung
oder Koordinierung ihrer Verwendungsvorschriften
sowie der Gebrauchsanleitungen für gefährliche
Stoffe ist.

Heute wird der Grundsatz der integrierten Sicherheit
allgemein als für jede Präventive unerläßlich aner­
kannt und auf nationaler sowie auf internationaler
Ebene immer mehr herangezogen. Bei allen die Be­
triebe betreffenden Entscheidungen (Planung und Er­
richtung des Betriebs, Erwerb und Verwendung der
Anlagen, Organisation der Produktion, Arbeitsmetho­
den usw.) muß der Gesichtspunkt der Sicherheit stär­
ker berücksichtigt werden . Ebenso ist es zweckmäßig,
bei der Konzeption und der Herstellung von Maschi­
nen und Werkzeug, die Sicherheit der Verwendung
im voraus zu prüfen, im Rahmen des Möglichen zu
gewährleisten und die Gesundheit des Arbeitnehmers
zu schüzen. Bei der Hersellung und dem Inverkehr-
bringen gefährlicher Stoffe gelten gleiche Überlegun­
gen.

Die Grundsätze der Ergonomie werden bei den For­
schungen, die eine größere Sicherheit zum Ziel haben,
□och nicht genügend angewandt. Insbesondere ist die
Beachtung ergonomischer Gesichtspunkte im Kon-
zeptionsstadium – obwohl in den Mitgliedstaaten
bereits verbreitet –, verglichen mit den entsprechen­
den Bemühungen in den skandinavischen Ländern
und in den Vereinigten Staaten, noch nicht ausrei­
chend gewährleistet.

Die Ergebnisse der seit einigen Jahren in der Kohle-
und Stahlindustrie durchgeführten Forschungsarbei­
ten können als Illustration und Beispiel für Initiativen
dienen, die in anderen Industriezweigen auf Gemein­
schaftsebene vorzusehen sind.

Die Kommission beabsichtigt, in diesem Bereich eine
Angabe von Maßnahmen vorzuschlagen, welche die
Anwendung dieser Grundsätze fördern und nach und



nach die Grundlage für auf Gemeinschaftsebene aus­
gearbeitete Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder
moderne technische Regeln bilden könnten, um die
derzeit in vielen Industrie- oder Agrarbereichen beste­
hende Lage zu verbessern . Diese Maßnahmen werden
sich im wesentlichen auf folgendes erstrecken:

a) Die Errichtung und Einrichtung der Betriebe
Von den zahlreichen zu berücksichtigenden Fak-

' toren wählt die Kommission folgende: Belüftung
und Beleuchtung, Temperatur, Schutz gegen Ab-
sturzgefahr und gegen das Herabfallen von
schweren Gegenständen, Brandschutz, Schutz ge­
gen Lärm, Schwingungen, Gase, Dämpfe und
Stäube, Verkehrswege, Renungswege, die Lage

• der Türen und Fenster.

b) Die Organisation der Arbeit innerhalb des Be­
triebs oder zwischen mehreren Betrieben

Folgenden Punkten wird besondere Aufmerksam­
keit gewidmet : Einrichtung und Gestaltung der
Arbeitsplätze, Arbeitsplätze im Freien, Sicherheits-
kennzeichnung, Durchführung gefährlicher Arbei­
ten, Zutritts- und Aufenthaltsverbote, innerbe­
triebliche Beförderung, Prüfungen, Instandhal-
tungsarbeiten, Erprobung von Einrichtungen, in­
nerbetriebliche Koordinierung der Arbeiten von
Betriebsabteilungen oder mehrerer Betriebe usw.

c) Herstellung und Verwendung von Maschinen,
Apparaten und Gerät
Hier liegt der Ansatzpunkt des technischen
Arbeitsschutzes, der sowohl in sozialer als auch in
wirtschaftlicher Hinsicht von entscheidender Be­
deutung ist. Maßnahmen der Harmonisierung
▼erlangen in diesem Bereich langwierige Vorarbei-

- ten.

Bei der Herstellung von Maschinen und Gerät ist
das Sicherheitskonzept bereits in dem Allgemei­
nen Programm vom 28. Mai 1969 zur Beseitigung
der technischen Hemmnisse im Warenverkehr ( l )
berücksichtigt worden. Die Benutzung von
Maschinen und Gerät ist jedoch mit Gefahren
verbunden, und es muß ein System des Erfah-

. rungs- und Informationsaustauschs eingeführt
werden, um derartige Gefahren erkennen und
feststellen zu können. Bereits 1969 hatte der Rat
auf die Möglichkeit hingewiesen, gegebenenfalls
die für die Herstellung von Maschinen und Gerät
geltenden gemeinschaftlichen Harmonisierungs-
richdinien durch Verwendungsvorschriften zu er­
gänzen. Es müssen geeignete Empfehlungen und
Vorschriften ausgearbeitet werden, mit denen Be­
stimmungen auf Gemeinschaftsebene geschaffen
werden können.

P) ABL Nr. C 76 vom 17. 6. 1969.

d) Der Umgang mit gefährlichen Stoffen und Zube­
reitungen

Auch beim Umgang mit gefährlichen Stoffen und
Zubereitungen muß eine gemeinschaftliche Har-
monisierungsaktion unternommen werden, um
die praktische Durchführung der Sicherheitsmaß­
nahmen zu verbessern , d. h. die Handhabung am
Arbeitsplatz, die Lagerung, die Kennzeichnungen
der Behälter und Leitungen. Technische und ge­
sundheitliche Schutzmaßnahmen, Beschäftigungs-
verbote und -beschränkungen, die Arbeitszeit
sowie ärztliche Schutzmaßnahmen sollten eben­
falls auf Gemeinschaftsebene harmonisiert wer­
den. Das Inverkehrbringen gefährlicher Stoffe
(Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung) ist
in den Programmen „Beseitigung der technischen
Hemmnisse im Warenverkehr" und „Umwelt­
schutz" berücksichtigt worden.

Inhalt

Einige der oben aufgeführten Ziele können nur mit­
tel- und langfristig erreicht werden. Die zu untersu­
chenden Probleme werden einerseits unter Berück­
sichtigung der von den betroffenen Kreisen geäußer­
ten Wünsche oder Leitlinien, die vor allem praktische
Gesichtspunkte berücksichtigen sollten und anderer­
seits entsprechend der Dringlichkeit ausgewählt ; letz­
tere kann sich aus gefährlichen Situationen ergeben,
die entweder unvorhergesehen auftreten – wie Un­
fälle oder Katastrophen – oder sie wird durch den
Erwerb neuer Erkenntnisse über die Wirkung chemi­
scher Stoffe und durch die Notwendigkeit der Über­
wachung ihrer Verwendung im Hinblick auf den Ge-
sundheitsschutz festgestellt.

Die Kommission plant folgende vorrangige Untersu­
chungen:

a) Errichtung und Einrichtung der Betriebe
1. Organisation und Einrichtung landwirtschaft­

licher Betriebe

Es ist darauf hinzuweisen, daß die Anforderun­
gen, denen der moderne landwirtschaftliche
Betrieb entsprechen muß, den an die Industrie-
betriebe gestellten Anforderungen vergleichbar
sind. Diese Anforderungen sind im allgemeinen
in den einzelstaatlichen Regelungen noch nicht
berücksichtigt worden; dies sollte zweckmäßi­
gerweise auf gemeinschaftlicher Ebene gesche­
hen.

2. Kampf gegen Lärm und Schwingungen
Hier sind kurz- und mittelfristig besondere An­
strengungen erforderlich. Die Hauptaufgabe
besteht in der Festlegung eines optimalen Ge-
räuschpegels der Maschinen auf Grund medizi­
nischer Erkenntnisse und einer Auswertung der
bisher durch die Forschung und die Prüfung
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praktischer Erfahrungen erzielten Ergeonisse
(z. B. Einsatz von bereits entwickelten Maschi­
nen mit geringer Lärmentfaltung). Die im Hin­
blick auf den Schutz der Arbeitnehmer zulässi­
gen Geräuschpegel werden nach Anhörung
nationaler Sachverständiger durch Richtlinien
festgelegt.

b) Die Organbation der Arbeit innerhalb der Be­
triebe

1. Innerbetriebliche Beförderung

Die interne Beförderung und insbesondere die
sichere Gestaltung der Verkehrswege muß ge­
prüft werden; hieraus sollten sich geeignete
praktische Anweisungen ergeben. Es handelt
sich hier um einen Bereich, in dem die Zahl der
Unfälle besonders hoch ist.

2. Sicherheitskennzeichnung am Arbeitsplatz
Die Richtlinie 77/576/EWG des Rates vom
25. Juli 1977 über die Sicherheitskennzeichnung
am Arbeitsplatz schreibt die ständige Anpas­
sung dieser Kennzeichnung an den technischen
Fortschritt und die Weiterentwicklung der in­
ternationalen Kennzeichnungsmethoden vor.
Hierzu ist ein Anpassungsausschuß eingesetzt,
der in regelmäßigen Zeitabständen zusammen­
tritt. Diese Aktion, mit der 1977 begonnen
wurde, soll 1978 und 1979 mit Vorschlägen für
Richtlinien fortgesetzt werden.

3. Koordinierung der Arbeit von Haupt- und Un-
terbetrieben

Die interne und externe Zusammenarbeit der
Haupt- und Unterbetriebe erfordert vom
Standpunkt der Sicherheit eine besonders sorg­
fältige technische Prüfung. In der Praxis müs­
sen insbesondere in bezug auf die Koordinie­
rung der Zusammenarbeit zwischen mehreren
anabhängigen Betrieben noch zählreiche Pro­
bleme gelöst werden. Es ist eine gemeinschaft­
liche Prüfung dieser Fragen erforderlich, die
zur Verwirklichung dieser Koordinierung mit
Hilfe geeigneter Rechtsinstrumente führen
muß.

c) Herstellung und Verwendung von Maschinen,
Apparaten und Gerät
Außer den Arbeiten, die im Rahmen der Beseiti­
gung der technischen Hemmnisse durchgeführt
werden und welche die Planung und Herstellung
von Maschinen, Apparaten und Gerät betreffen,
erscheint es notwendig, kurz- und mittelfristig zu
prüfen, ob gemeinsame Verwendungsvorschriften
in folgenden Bereichen erforderlich sind : Land­
wirtschaftliche Maschinen, Hebezeuge, Bauma­
schinen, Metallgerüste, Holzbearbeitungsmaschi-

. nen. Je nach dem vorliegenden Fall und den Er­

gebnissen der erforderlichen Konzertierung wer­
den derartige Vorschriften in Form von techni-

. sehen Regeln oder Richtlinien erhalten.

d) Umgang mit gefährlichen Stoffen
Die Verwendung gefährlicher Stoffe bedarf einer
dringenden Prüfung, und im Anschluß daran müs­
sen den Mitgliedstaaren entsprechende Regelun­
gen vorgeschlagen werden. Dabei handelt es sich
um eine wesentliche, praxisbezogene Aufgabe, die
zunächst das Problem des Schutzes bei der Ver­
wendung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln in der Landwirtschaft zum Ge­
genstand hat. Ähnliche Probleme stellen sich auch
für andere Stoffe, wie z. B. Arsen, Blei, Queck­
silber, Kadmium, Chrom, Nickel, pflanzliche
Stäube, biologische Verschmutzung, usw. Neue
Erkenntnisse über ihre toxikologischen Auswir­
kungen werden gemäß Abschnitt 5 der Aktion 2
jeweils in praxisbezogenen Leitlinien für alle die
Stoffe zusammengefaßt, bei denen mit Problemen
bei der Handhabung und mit Gesundheitsschäden
gerechnet werden muß.

AKTION 2

Festlegung der Höchstgrenzen für die Exposition der
Arbeitnehmer gegenüber Verschmutzungen und Be­
lastungen, die am Arbeitsplatz auftreten oder auf­

treten können

Begründung und Zielsetzung
Die Höchstgrenzen für die Exposition der Arbeitneh­
mer gegenüber Verschmutzungen und Belastungen
sind wesentliche Faktoren für die Durchführung der
Prävention und der Kontrolle einer großen Anzahl
von Berufsgefahren. Daher ist es für die Kommission
wichtig, auf Gemeinschaftsebene eine Harmonisie­
rung der Lehrmeinungen, Methoden und Bezugsgrö-
ßen zu verwirklichen, auf Grundlage derer die zuläs­
sigen Expositionshöchstgrenzen von den Mitglied­
staaten festgelegt werden.

Es bestehen auf Gemeinschaftsebene bereits die durch
eine Richtlinie von 1959 angenommenen und vor kur­
zem durch die Richtlinie vom Juni 1976 geänderten
Strahlenschutznormen ; sie stellen ein Beispiel gemein­
samer Gesundheitspolitik im Hinblick auf ein indu­
strielles Risiko dar, das Arbeitnehmer und Bevölke­
rung betrifft und dessen Ausgangsbasis für die ge­
samte Gemeinschaft einheitlich ist. Dieses Beispiel
müßte auf die anderen am Arbeitsplatz auftretenden
Verschmutzungen ausgedehnt werden.

Darüber hinaus ist es auf Grund der von der Kom­
mission seit vier Jahren durchgeführten Untersuchun­
gen, u . a. im Rahmen der Durchführung des Pro­
gramms „Umweltschutz", und der mit bestimmten
Umweltverschmutzungen gesammelten Erfahrungen
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nunmehr möglich, konkrete Vorschläge für eine
Aktion gegen gewisse spezifische Verschmutzungen
zu unterbreiten, die insbesondere die Arbeitsumge­
bung betreffen.

Zusätzlich zu diesen kurzfristigen Aktionen plant die
Kommission jedoch, auf Gemeinschaftsebene und un­
ter Berücksichtigung der bereits auf internationaler
Ebene, insbesondere von der WHO und der IAO er­
zielten Ergebnisse, eine objektive Analyse der schäd­
lichen oder unerwünschten Auswirkungen der Expo­
sition gegenüber den Schadstoffen unter den gegebe­
nen Umständen durchzuführen und daraus Kriterien
für die Schädlichkeit abzuleiten, die als Grundlage für
die zulässigen Höchstgrenzen der Exposition der
Arbeitnehmer dienen können; ein solches Vorhaben
erstreckt sich auf sehr viele Stoffe und wird sich in
seinem Ablauf nach dem Abschluß der derzeit durch­
geführten Untersuchungen über die Toxizität in der
Industrie richten.

Der Schutz der menschlichen Gesundheit vor chemi­
schen Produkten erfordert eine komplizierte toxiko­
logische Bewertung, die zur Zeit noch unvollständig
ist. Hinsichtlich der krebserzeugenden Stoffe muß die
Kommission eine vorrangige Aktion durchführen,
denn es wird allgemein anerkannt, daß eine große
Zahl von Krebserkrankungen beim Menschen auf
äußerliche Faktoren zurückzuführen ist, zu denen die
chemischen Produkte am Arbeitsplatz gehören.

Inhalt

Die Kommission plant folgende Aktionen:

1. nichtionisierende Strahlungen und andere physi­
kalische Einwirkungen
Hinsiditlich der nichtionisierenden Strahlungen
wird die Kommission dem Rat bereits 1978 Vor­
schläge für Richtlinien in bezug auf Mikrowellen,
Laserstrahlen, ultraviolette Strahlen und Ultra­
schall unterbreiten, wobei von dem für die Strah-
lenschutznormen angewandten Verfahren ausge­
gangen werden soll .

2. Harmonisierung des Expositionshöchstgrenzen
Die Kommission beabsichtigt, sobald wie möglich
eine vergleichende Prüfung der in den Mitglied-
Staaten bestehenden Bestimmungen und Empfeh­
lungen betreffend die zulässigen Höchstgrenzen der
Exposition der Arbeitnehmer gegenüber toxischen
Stoffen oder physikalischen Belastungen durchzu­
führen.

Die in den einzelnen Ländern angesetzten Werte
sind unterschiedlich, die Terminologie ist nicht
einheitlich, und die Grundkonzeption für die Fest­
setzung der Höchstgrenzen stützt sich nicht auf
dieselben Grundsätze. Eine Harmonisierung ist
daher unerläßlich, und die Kommission wird bis
1979 eine allgemeine Richtlinie vorlegen, die <lie

Exposirionshöchstgrenzen – gegebenenfalls ent­
sprechend den der Kommission zur Verfügung ste­
henden neuesten wissenschaftlichen Daten und
internationalen Informationen auf den neuesten
Stand gebracht – koordiniert und harmonisiert-
Diese kurzfristige Aktion bietet den Vorteil , daß
auf Gemeinschaftsebene schnell eine Harmonisie­
rung herbeigeführt wird , ohne den Abschluß der
derzeit in der Kommission oder in den Mitglied­
staaten auf dem Gebiet der Industrietoxikologie
durchgeführten Studien und Forschungen abzu­
warten.

3. Richtlinien betreffend besondere schädliche Sub­
stanzen

Die in Absatz 2 erwähnte allgemeine Harmonisie­
rung muß durch die Ausarbeitung spezifischer
Richtlinien ergänzt werden, wie sie die Kommis­
sion z. B. für Vinylchloridmonomer vorgeschlagen
hat und in Kürze für Asbest, Blef, Quecksilber,
Lösungsmittel, Kohlenmonoxyd, Lärm und Schwin­
gungen vorschlagen wird. Die z. Z. innerhalb der
Kommission durchgeführten Untersuchungen und
der Stand der Kenntnisse ermöglichen es schon
jetzt, für die oben aufgezählten schädlichen Sub­
stanzen, die aus der Sicht des Gesundheitsschutzes
zulässigen Expositionshöchstgrenzen festzulegen.

4. Rrebserzetigende Stoffe
Die Sonderaktion der Kommission hinsichtlich
dieser in der Arbeitsumgebung auftretenden Stoffe
wird in folgendem bestehen :
– in der Erfassung von Daten über die Verbrei­

tung der krebserzeugenden Stoffe und über
ihre Konzentration in der Arbeitsumgebung;

– in der Erfassung und Analyse der medizini­
schen Daten;

– in der Entwicklung von leicht durchführbaren
Nachweistests ;

– in der Festsetzung der so niedrig wie möglich
liegenden Höchstgrenzen oder erforderlichen­
falls in dem Verbot einer Reihe von in der
Arbeitsumgebung vorkommenden krebserzeu-
genden Erzeugnissen.

5. Toxikologische Bewertung
Die toxikologische Bewertung bildet das Kern­
stück der Einschätzung der sich aus dem Vorhan­
densein zahlreicher chemischer und biologischer
Agenzien in der Arbeitsumwelt für die Gesundheit
ergebenden Risiken. Sie kann nur dann erfolgen,
wenn man über eine ausreichende Kenntnis der
Wirkungen der entsprechenden Agenzien auf den
Menschen verfügt. Die von der Kommission bei
der Bewertung der Risiken der Umweltverschmut­
zung im allgemeinen angewandte Methode basiert
auf der Ermittlung von Schädlichkeitskriterien ,
von denen zulässige Höchstgrenzen für die Exposi-
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tion des Menschen abgeleitet werden können. Die
von der Kommission bereits gesammelten Daten
über die gesundheitlichen Auswirkungen der Luft-
verschmutzung in den Städten und bestimmter
Verschmutzungen des Wassers bilden eine Aus­
gangsbasis für die im Industriemilieu geplante
Aktion. Dabei sollen die folgenden Substanzen
vorrangig berücksichtigt werden: Arsen , Kad­
mium, Chrom, Eisenoxyd, Nickel, pflanzliche
Stäube, Ozon, Stickstoffoxyd, biologische Ver­
schmutzungen.

Die vorrangige Aufgabe der Kommission besteht
darin, unter Berücksichtigung der auf internationa­
ler Ebene bereits durchgeführten bzw. geplanten
Aktionen die Kenntnisse zu vergrößern und wei­
terzuentwickeln, welche für eine objektive Bewer­
tung der mit dem Auftreten von Giftstoffen am
Arbeitsplatz verbundenen Gefahren erforderlich
sind. Diese Aktion hat einerseits die Festlegung
von Richtlinien über die Expositionshöchstgrenzen
für Arbeitnehmer und andererseits die Ausarbei­
tung praktischer Anweisungen für den gefahrlosen
Umgang mit diesen Stoffen in der Arbeitsumge­
bung zum Ziel . Im Rahmen dieser Aktion plant
die Kommission eine Reihe von Untersuchungen
und wissenschaftlichen sowie technischen Konsul­
tationen. Bei der Durchführung dieser Aktion ihres
Programms wird sie von einem wissenschaftlichen
Ausschuß für Toxikologie unterstützt werden, der
Ende 1977 eingesetzt werden soll.

AKTION 3

Ausbau der Überwachung der Sicherheit und der
Gesundheit des Arbeitnehmers

Begründung und Zielsetzung
Zwar sind die Höchstgrenzen der Exposition des
Arbeitnehmers und die Sicherheits- und Schutzein-
richtungen unerläßliche Faktoren für die Gestaltung
der Prävention, es müssen jedoch auch verschiedene
Formen der ständigen und gezielten Überwachung
entwickelt werden, um die Befolgung der beschlosse­
nen Maßnahmen und die Einhaltung der vorgeschrie­
benen Expositionshöchstgrenzen im Arbeitsmilieu zu
berücksichtigen.

Diese Überwachung muß auf Gemeinschaftsebene
harmonisiert und koordiniert werden.

Die Überwachung der Gesundheit und der Sicherheit
der Arbeitnehmer stützt sich auf mehrere einander er­
gänzende Arten der Überwachung:
a) die Überwachung der Wirksamkeit der individu­

ellen oder kollektiven Sicherheits- und Schutzvor­
richtungen bei Maschinen, Einrichtungen und An­
lagen:

b) die Überwachung der Arbeitshygiene und der
Arbeitsbedingungen, die die Bewertung der Art
der Exposition gegenüber den verschiedenen phy­
sikalischen, chemischen und biologischen Agen-
zien umfaßt, die in der Arbeitsumgebung anzu­
treffen sind;

c) die Überwachung des Gesundheitszustands und
des Verhaltens des Arbeitnehmers, die in den Be­
reich der Arbeitsmedizin fällt;

d) die Sonderüberwachung im Zusammenhang mit
der Ausführung von Arbeiten, die mit außerge­
wöhnlichen Risiken verbunden sind;

e) die Giftstoffüberwachung in der Industrie;
f) v dic Arbeitsaufsicht.

Die Kommission vertritt die Auffassung, daß die
Überwachungsgrundsätze und -methoden auf Gemein­
schaftsebene harmonisiert werden müssen. Außerdem
empfiehlt es sich, die Arbeitnehmer in den Betrieben
entweder unmittelbar oder in bestehenden Organen
oder Institutionen an der Kontrolle und der Über­
wachung zu beteiligen. r

Bei der Verwirklichung dieser Zielsetzungen müssen
die Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
mehr als bisher – auf den verschiedenen Aktions-
und Verantwortungsebenen – an der praktischen
Durchführung dieser Überwachung beteiligt werden.

Inhalt

1. Überwachung der Wirksamkeit der Sicherheits- und
Schutzvorrichtungen

Diese Überwachung wird z. Z. je nach dem Land,
den geltenden Bestimmungen und den ausgeübten
Tätigkeiten verschieden geplant und durchgeführt.
Nach einer Analyse der Bestimmungen, die diese
Überwachung derzeit regeln , werden dem Rat ge­
eignete Vorschläge zur Annahme unterbreitet, um
die Durchführung dieser Art der Kontrolle, an der
die Arbeitnehmer- und die Arbeitgebervertreter in
stärkerem Maße beteiligt werden sollten , zu har­
monisieren und zu verbessern.

2. Überwachung der Arbeitshygiene und der Arbeits- ■
bedingungen.
Die Überwachung der Konzentrationen von
Schadstoffen in der Arbeitsumgebung und der In­
tensität der Umweltfaktoren ist ein unerläßlicher
Faktor für die Durchführung der Prävention und
der Kontrolle.

In den Mitgliedstaaten bestehen Meßpr.ogramme,
die jedoch von unterschiedlichen Methoden und
manchmal auch von verschiedenen Grundsätzen
ausgehen. Diese Messungen müssen hinsichtlich
der Probenahmen, der Verfahren und der Häufig­
keit auf Gemeinschaftsebene harmonisiert werden.
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Die Kommission wird nach einer Analyse dieser
verschiedenen Methoden Vergleichsprogramme
durchführen und Bezugsmethoden für die Bestim­
mung der wichtigsten, im Arbeitsmilieu vorkom­
menden Schadstoffe ausarbeiten.

Eine besondere Anstrengung wird unternommen,
um die Entwicklung der neuen Überwachungs- und
Meßverfahren für die individuelle Exposition zu
fördern. Entsprechende Anstrengungen werden
von der Kommission unternommen mit dem Ziel,
bestehende menschliche biologische Indikatoren
anzuwenden und neue Indikatoren ausfindig zu
machen, die die Früherkennung einer Gesundheits-
beeinträchtigung ermöglichen. . Die europäische

- Liste der Berufskrankheiten wird als Bezugsdoku-
ment für die Festlegung der Prioritäten dieser
Aktion dienen, mit der bereits 1978 begonnen wer­
den soll. Es wird erforderlich sein, nicht nur die

- individuellen Sensibilitätsfaktoren , die bei einigen
Schadstoffen sehr wichtig sein können, und den
Arbeitsplatz zu berücksichtigen, der eine Identifi­
zierung der Gruppen mit hohem beruflichen Ex-
positionsrisiko ermöglicht, sondern auch beson­
dere Gruppen von Arbeitnehmern wie Frauen und
Jugendliche.

3. Überwachung der Gesundheit des Arbeitnehmers
Die Arbeitsmedizin ist gemäß Artikel 118 des Ver­
trages zur Gründung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft im Rahmen der engen Zusam­
menarbeit zu sehen, die die Kommission zwischen
den Mitgliedstaaten im sozialen Bereich und insbe­
sondere auf dem Gebiet der Arbeitsbedingungen
und der Verhütung von Berufsunfällen und
•krankheiten zu fördern hat. Entsprechend der
Empfehlung zur betrieblichen Arbeitsmedizin aus
dem Jahre 1962 bezeichnet der Begriff „Arbeitsme­
dizin" einen am Arbeitsplatz oder in dessen Nähe
eingerichteten Dienst, der folgende Aufgaben zu
'erfüllen hat:

a) Schutz der Arbeitnehmer vor jeglicher gesund­
heitlicher Gefährdung, die durch ihre Arbeit
oder die Bedingungen, unter denen sie durch­
geführt wird, verursacht werden kann;

. b) Mithilfe bei der körperlichen und geistigen An­
passung des Arbeitnehmers, insbesondere
durch die Anpassung der Arbeit an den Arbeit­
nehmer und durch die Zuteilung von Arbeiten,
die den Fähigkeiten der Arbeitnehmer entspre­
chen:

'71

c) Mithilfe bei der Herstellung und Erhaltung
eines Höchstmaßes an körperlichem und gei­
stigem Wohlbefinden der Arbeitnehmer.

Überdies setzt die Empfehlung Nr. 112 der IAO
den Grundsatz der im wesentlichen präventiven
Funktion der arbeitsmedizinischen Dienste fest
und definiert einen Arbeitsrahmen, der folgende .

Bereiche umfaßt: Feststellung der Berufsrisiken,
Anpassung der Arbeitnehmer und physiologische
und psychologische Untersuchung der Arbeits­
plätze, innerbetrieblicher Gesundheitsschutz, Ein-
stellungs- und Überwachungsuntersuchungen, Er­
ste Hilfe und Forschungsaufgaben im Bereich der
Arbeitsmedizin.

Wie in diesem Programm dringend empfohlen
wird, muß eine weitergehende Harmonisierung der
Organisationssysteme eines betriebsärztlichen
Dienstes angestrebt werden, um eine besondere In­

- tegration der Tätigkeiten des Arbeitsmediziners in
das System der Überwachung, der Sicherheit und
der Gesundheit des Arbeitnehmers erreichen zu
können.

Diese Neuorganisation wird von 1978 an im An­
, Schluß an entsprechende Beratungen in den betref­
fenden Kreisen erfolgen. Daran anschließend sollte
im Jahre 1979 eine Richtlinie für die Organisation
der Arbeitsmedizin in den Mitgliedstaaten der Ge­
meinschaft vorgelegt werden. . ,

4. Sonderuberwachung

In zahlreichen Betrieben sind die Gefahren an be­
stimmten Arbeitsplätzen höher als im Durch­
schnitt; bei bestimmten gelegentlich durchzufüh­
renden Arbeiten kann die Exposition gegenüber
dem Risiko höher sein als unter normalen Arbeits­
bedingungen oder die festgesetzten Grenzen über­
schreiten. Als Beispiel . seien die Hilfs- und Ret-
tungstrupps bei Unfällen, die Wartungs-, Instand-
haltungs- und Reparaturtrupps, virologische Labo­
ratorien und die Institute, die Seren und Vakzine
herstellen, genannt.

r

Es muß auf Gemeinschaftsebene ein Informations-
und Erfahrungsaustausch über derartige Fälle in
die Wege geleitet werden mit dem Ziel, die Prinzi­
pien und Kriterien dieser Art der Sonderüberwa-
chung festzulegen.

5. Giftstoffüberu/achung in der Industrie

Die Kommission plant die Einführung eines
Systems der Giftstoffüberwachung in der Industrie,
um vor allem einer Leitlinie der IAO zu folgen, die
darauf abzielt, ein zentralisiertes Informationssy­
stem über alle in der Industrie festgestellten schäd­
lichen Auswirkungen einer toxischen Substanz zu
schaffen. Dieses System müßte auf hochspeziali- .
sierte Zentren zurückgreifen können, die in der
Lage sind, die Informationen der betriebsärzt-
lichen Dienste zu analysieren und sie gegebenen­
falls an die betroffenen Personen oder Institutionen
weiterzuleiten.

Die Kommission wird dem Rat nach den erforder­
lichen Beratungen einen entsprechenden Vorschlag
unterbreiten.
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6. Arbeitsaufsicht

Die Aufsicht im Bereich der Sicherheit am Arbeits­
platz, der Arbeitsmedizin und der Arbeitshygiene
muß so gestaltet werden, daß sie die Verantwor-

v tung für die Kontrolle und die Kontrollfunktionen
voll übernehmen kann, wobei die Betonung auf
den präventiven Maßnahmen liegt. In enger Zu­

... sammenarbeit mit den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten müssen die erforderlichen Schrine
unternommen werden, damit die Kontrolle in die­
sem Sinn auf einzelstaatlicher Ebene verstärkt und
ausgebaut wird. Die Kommission plant eine Uber­
prüfung der Rolle der für die Durchführung der
Verwaltungsvorschriften hinsichtlich des Gesund-
heitsschutzes, der Hygiene und der Sicherheit am
Arbeitsplatz in jedem Mitgliedstaat zuständigen

■ Aufsichtseinrichtungen. Diese Überprüfung soll
sich auf die Diplome, Zeugnisse und sonstigen Be-
fähigungsnachweise sowie auf die Vollmachten
und die Tragweite der Verantwortlichkeit in die­
sem Bereich erstrecken.

AKTJON 4

Erforschung der Ursachen (Ätiologie) des Unfalls
und der Krankheit sowie Bewertung der mit der

Arbeit verbundenen Risiken

Begründung und Zielsetzung

Das Unfall- oder Krankheitsrisiko kann nur dann ob­
jektiv eingeschätzt werden, wenn man über sichere
Methoden verfügt, um das Ausmaß, die Schwere und
den zeitilchen Ablauf zu ermitteln und ganz allgemein
eine bessere Kenntnis der verschiedenen Faktoren zu
erwerben, welche die Entstehung der Arbeitsunfälle
und der arbeitsbedingten Krankheiten beeinflussen.

Die Statistiken sind unerläßliche Werkzeuge für die
Analyse der Fakten und ihre Auslegung sowie für die
Bewertung der durch die Anwendung einer Präventiv-
politik erzielten Ergebnisse.

Die Verbesserung der Statistiken und ihrer Vergleich­
barkeit, die Harmonisierung der Verfahren und die
genauere Auswertung der verfügbaren Daten tragen
wesentlich zur Verbesserung der Gestaltung der
Arbeit im Sinne der Prävention bei. Auf Grund der
verschiedenen Ansätze muß zwischen den die Arbeits­
unfälle betreffenden Aktionen und denjenigen Aktio­
nen unterschieden werden, die die Berufskrankheiten
betreffen.

Diese Aktionen sollen es ermöglichen, eine bessere
Kenntnis der verschiedenen Faktoren zu erwerben,
die bei der Entstehung der Arbeitsunfälle und der
arbeitsbedingten Krankheiten mitwirken und daraus
praktische Schlußfolgerungen für Präventivaktionen

unu für einen wirksameren Schutz vor den mit der
Arbeit verbundenen Risiken zu ziehen. Auf diese
Weise kann der auf Präventivmaßnahmen basierende
Schutz des Menschen am Arbeitsplatz auf objektiven
und realistischen Grundlagen durchgeführt werden.

Besondere Aufmerksamkeit wird der Möglichkeit ge­
widmet, die wirtschaftliche und soziale Belastung
durch die Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten zu
ermitteln, um dadurch insbesondere die Prioritäten
für die Präventivaktion festzulegen.

Bei der Durchführung dieser Aktionen werden die be­
reits von anderen internationalen Einrichtungen un­
ternommenen Harmonisierungsbestrebungen und die
insbesondere von der IAO geleisteten oder z. Z. noch
laufenden Arbeiten berücksichtigt.

Inhalt

Diese Aktionen betreffen gezielt die Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten.

Was die Arbeitsunfälle betrifft, so bestehen in zwei
Bereichen, nämlich in der Eisen- und Stahlindustrie
sowie im Bergbau bereits gemeinschaftliche Statisti­
ken. Die Kommission beabsichtigt, die in diesen Be­
reichen gesammelten Erfahrungen zu nützen und mit
dem Ziel der Erstellung einer genaueren Unfall-Äcio-
logie, Gemeinschaftsstatistiken für andere Bereiche zu
erstellen, umfassende sektorielle Studien durchzufüh­
ren und die Definitionen der Unfälle sowie die Un-
fallmeldungen zu harmonisieren.

Es laufen bereits vorbereitende Untersuchungen, und
die ersten Ergebnisse der Aktion werden 1979 zur
Verfügung stehen.

Was die arbeitsbedingten Krankheiten betrifft, so be­
fassen sich die auf einzelstaatlicher Ebene erstellten
Statistiken normalerweise nur mit den Berufskrank­
heiten und werden nach unterschiedlichen Gesichts­
punkten erstellt, die keinen Vergleich erlauben. Es lie­
gen in diesem Bereich keine Gemeinschaftsstatistiken
vor, und es wäre sinnvoll, zunächst einmal eine ge­
meinsame Methode zu entwickeln, um die bestehen­
den einzelstaatlichen Statistiken auswertbar zu
machen. Die Kommission plant daher, die statisti­
schen Daten der Mitgliedstaaten zu sammeln, diese
zu analysieren und Vorschläge für gemeinsame Me­
thoden zur Bewertung der Sterblichkeitsziffer, der Er-
krankungsziffer und der Arbeitsversäumnisziffer so­
wie ihrer zeitlichen Entwicklung zu unterbreiten.

Zur Lösung dieser neuen Probleme ist eine enge Zu­
sammenarbeit mit den statistischen Zentralämtern
und den Sozialversicherungsträgern der Mitgliedstaa­
ten erforderlich.

Es handelt sich hierbei um eine mittelfristige Aktion,
deren erste Ergebnisse erst in zwei oder drei Jahren
verfügbar sein werden.
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ACTION S

Koordinierung und Förderung der Forschung in
bezug auf Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Begründung und Zielsetzung
Die in dem Programm vorgesehenen Aktionen müs­
sen durch ein kc ..'..iertes und/oder gemeinsam
durchgeführtes Forschungsprogramm wissenschaft­
lich unterstützt werden, das sich sowohl auf die Mes­
sung und Auswirkungen der Verschmutzungen und
Belästigungen auf die Gesundheit als auch auf die
Entwicklung von sichereren und weniger verschmut­
zenden Techniken innerhalb des Betriebes, die gleich­
zeitig den allgemeinen Umweltschutz berücksichtigen,
erstreckt.

Die Zusammenarbeit zwischen den Instituten und
Laboratorien der Mitgliedstaaten muß so gestaltet
und verstärkt werden, daß Doppeiarbeit vermieden
wird, die verfügbaren finanziellen Mittel wirksamer
eingesetzt und, soweit erforderlich, hochspezialisierte
Laboratorien gemeinsam für Probleme eingesetzt wer­
den, die von einem Mitglicdstaac allein nicht gelöst
werden können.

Darüber hinaus müssen Forschungsarbeiten in wenig
oder nicht erforschten Bereichen wie z. B. der Land­
wirtschaft und dem tertiären Bereich durchgeführt
werden.

fnhalt

Auf Gemeinschaftsebene werden bereits zwei stän­
dige Verzeichnisse über in den einzelnen Staaten lau­
fende oder geplante Forschungsarbeiten (Arbeitssi-
cherheit oder Arbeitsmedizin ) vorbereitet. Dadurch
wird von 1978 an eine gegenseitige Information der
verantwortlichen Stellen möglich sein , durch die der
Austausch der Kenntnisse gefördert und die Voraus­
setzungen für eine enge Zusammenarbeit zwischen
den Forschungsinstituten geschaffen werden sollen.
Aus diesen ständigen Verzeichnissen sollen die Berei­
che hervorgehen, in denen Lücken bestehen . Es wer­
den z. Z. drei Probesrudien über brennbare Erzeug­
nisse, über Berufsgefahren in der Bauwirtschaft und
über gewisse krebserzeugende Erzeugnisse durchge­
führt. An Hand dieser Studien wird man im Laufe
des Jahres 1978 spezielle gemeinsame Forschungspro­
jekte festlegen können.

Die Datenbank, welche z. Z. im Rahmen der Dienst­
stellen der Kommission auf der Grundlage dieser Ver­
zeichnisse aufgebaut wird, muß nach und nach ver­
vollständigt werden und die neuen Forschungsarbei­
ten einbeziehen; dabei wird der spätere Anschluß die­
ser Datenbank an das bei der Kommission im Aufbau
befindliche Informationssystem über medizinische
Forschungen berücksichtigt.

Die Forschungsarbeiten, durch welche die Lücken in
den Kenntnissen über die toxischen Agenzien und

ihre Auswirkungen auf die Gesundheit geschlossen
oder die Meßverfahren für diese Agenzien verbessert
werden sollen , sind für den Erfolg mehrerer Teile des
Programms und insbesondere für den Teil von großer
Bedeutung, der sich mit der Aufstellung der Schäd-
lichkeitskriterien befaßt. Diese Arbeiten werden dazu
beitragen, die potentielle oder effektive Auswirkung
der Verschmutzungen und Belastungen , die am Ar­
beitsplatz auftreten oder auftreten können, und die
die Gesundheit belasten, so genau wie möglich festzu­
stellen.

Die Ergebnisse dieser verschiedenen Aktionen des
Programms und der z. Z. durchgeführten Untersu­
chungen werden von der Kommission von 1979 an
analysiert und können die Grundlage für die Erstel­
lung eines detaillierten und genauen gemeinschaft­
lichen Forschungs- und Entwicklungsprogramms bil­
den, das später von der Kommission dem Rat zur An­
nahme unterbreitet werden kann.

AKTION 6

Entwicklung des Sicherheits- und Gesundheitsbewußt-
seins durch Erziehung und Ausbildung

Begründung und Zielsetzung

Diese Aktion zielt auf die Entwicklung des Sicher-
heits- und Gesundheitsbewußtseins durch Erziehung
und Ausbildung ab. Sie ist für den Erfolg der Förde­
rung der Sicherheit und der Hygiene am Arbeitsplatz
sehr wesentlich. Diese Aktion stützt sich auf die Un­
terrichtung und Ausbildung und betrifft ebenso die
verschiedenen Unterrichtsstufen wie den Betrieb. Sie
geht außerdem ganz allgemein die beruflichen und
sozialen Kreise an , die sich mit den Problemen der
Prävention und des Schutzes am Arbeitsplatz befas­
sen.

Es handelt sich , wegen der verschiedenen Kreise, an
die sie sich richtet, und auf Grund der Tatsache, daß
bisher eine echte Methodik und gemeinsame Grund­
sätze fehlen, um eine mittel - und langfristige Aktion.
Es werden verschiedene Studien und Konzertierungen
erforderlich sein , bevor man auf Gemeinschaftsebene
zu Ergebnissen und konkreten Vorschlägen gelangen
wird.

Diese Aktion betrifft das Unterrichtswesen, die Be­
triebe und die Bevölkerung.

Was das Unterrichtswesen betrifft, so müssen die er­
sten Grundlagen der Sicherheit und der Gesundheits-
erziehung in der Schule vermittelt werden. Auf unter­
schiedlichen Unterrichtsstufen müssen die wichtigsten
Kenntnisse und Verhaltensweisen hinsichtlich der
Arbeitssicherheit und Arbeitshygiene, und zwar in
Verbindung mit den Erfordernissen der Prävention im
Verhältnis zu den Realitäten des Lebens in die Lehr-
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plane einbezogen werden. Es geht darum, auf Ge­
meinschaftsebene eine echte Sicherheitserziehung ein­
zuführen, die die Unterschiede zwischen den einzel­
staatlichen Traditionen und Besonderheiten berück­
sichtigt, jedoch auf den gleichen Grundsätzen und
demselben Ansatz aufbaut.

Im Betrieb muß der Kampf gegen das Risiko auf allen
Verantwortungs- und Verwaltungsebenen systema­
tisch durchgeführt und koordiniert "werden. Die
Sicherheitsgrundsätze müssen konsolidiert, ausgebaut
and bekanntgemacht werden. Die auf die Arbeitneh­
mer ausgerichtete Aktion muß von der Sensibilisie­
rung der Industriellen und der Betriebsleiter begleitet
sein. -

Was die Erziehung der Bevölkerung betrifft, so muß
die im Unterrichtswesen durchgeführte Aktion durch
eine auf bestimmte Bevölkerungsgruppen ausgerich­
tete Aktion ergänzt werden . Der Einsatz von audio­
visuellen Mitteln ist eine der aktuellsten und wirk­
samsten Möglichkeiten, um sie über die Wichtigkeit
und Bedeutung der Verhütung von Unfällen und
Krankheiten zu unterrichten.

Inhalt

1. Unterrichtswesen

Die Kommission plant, gemeinsam mit den verant­
wortlichen Kreisen des Unterrichtswesens in den
Mitgliedstaaten vorbereitende Studien durchzufüh­
ren, um so zur Erstellung eines harmonisierten Pro­
gramms auf Gemeinschaftsebene zu gelangen.
Im allgemeinen Unterrichtswesen, d. h. also vom
frühesten Alter an und während der gesamten
Schulzeit muß sich der Unterricht auf folgende
zwei Ebenen erstrecken :

– auf die theoretische und praktische Einfüh­
rung, um das Kind und den Jugendlichen auf
die Unfallgefahren aufmerksam zu machen;

– auf eine Ausbildung, die ihnen ein moralisches
und staatsbürgerliches Bewußtsein für Sicher­
heit und Gesundheit vermittelt.

Im technischen Unterricht müssen auf allen Ebe­
nen des technischen Wissens und der beruflichen
Ausbildung gleichzeitig Kenntnisse über Sicherheit
und Gesundheit vermittelt werden . Besondere Auf­
merksamkeit ist auf die Ausbildung derjenigen
Personen zu richten, die besonders mit der Sicher­
heit und der Gesundheit zu tun haben, da sie eine
Tätigkeit oder besondere Verantwortung in die­
sem Bereich ausüben bzw. tragen.

Die Kommission plant, gemeinschaftliche Ausbil-
dungsmodelle für einzelne Berufe und Tätigkeiten
wie Arbeitsmediziner, Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit, Ingenieure, Architekten, Mitglieder der be­

trieblichen Sicherheitsausschüsse, Verantwortliche
der Gewerkschaftsorganisationen vorzuschlagen.

2. Betriebe

Was die Betriebe betrifft, so muß die Sicherheits-
erziehung von ihnen selbst übernommen werden,
denn der allgemeine und technische Unterricht
kann geeignete Aktionen in der Arbeitsumgebung
nicht ersetzen . Diese Art der Ausbildung muß die
in der Schule erteilte Unterweisung vervollständi­
gen und darüber hinaus eine derartige Unterwei­
sung denjenigen vermitteln, die sie bis dahin nicht
erhalten haben.

Diese im Rahmen der Industrie zu gewährleistende
Ausbildung wird intensiver und mehr auf den
jeweiligen Sektor ausgerichtet sein.

In vielen Fällen wird sie von besonderen Organisa­
tionen durchgeführt, deren Tätigkeit auf Gemein­
schaftsebene koordiniert werden muß. Die Bedeu­
tung des Unterrichts durch das Beispiel , der Ge-
sellenzeit und der Ausbildung am Arbeitsplan darf
nicht außer acht gelassen werden.

Die Kommission plant von 1978 an folgendes :

– die Entwicklung von Gemeinschaftsmodellen
für die Ausbildung und Weiterbildung be­
stimmter Personalkategorien auf dem Gebiet
der Sicherheit : Betriebsleitung, Führungskräfte
und Aufsichtspersonal , Lehrpersonal für die
Kurse über Sicherheit und Gesundheitserzie-
hung, Sicherheitsbeauftragte;

– die Entwicklung von Gemeinschaftsmodellen
für die Einführung von neu angestellten
Arbeitnehmern, Wanderarbeitnehmern und
solchen Arbeitnehmern, die ihre Beschäftigung
gewechselt haben, in das Gebiet der Sicherheit;

– Ausarbeitungen von Anweisungen und prakti­
schen Regeln für sektorielle Tätigkeiten oder
gefährliche Verrichtungen ;

– die Durchführung von Sicherheitskampagnen,
die zeitlich begrenzt sind und das klare Ziel
verfolgen, die Arbeitnehmer so einzubeziehen,
daß sie sich als „bewußte und aktive" Mit­
wirkende an der Kampagne fühlen ;

– die Ausdehnung der bereits stattfindenden
Gruppenpraktika auf andere Personengruppen,
die mit dem Problem der Pävention und der
Sicherheit zu tun haben.

Die Aktion wird dadurch gefördert, daß der indu­
striellen Führung und den Arbeitnehmern Kennt­
nisse oder Erkenntnisse zugänglich gemacht wer­
den, die entweder durch Erfahrungsaustausch in­
nerhalb von Fachgruppen in den betreffenden
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Branchen oder durch gemeinsam beschlossene und
finanzierte Forschungsarbeiten erworben wurden.
Diese Kenntnisse können in Anweisungen, Bestim­
mungen oder praktischen Verhahensregeln aufge­
nommen werden, die in den betreffenden Kreisen
verteilt und erläutert werden und ständig auf dem
neuesten Stand gehalten werden müssen. Die
Kommission wird diese Art der Zusammenarbeit
und der Förderung der Sicherheit durch Informa­
tionen unterstürzen , die sie bei der Durchführung
bestimmter anderer Punkte des Aktionsprogramms
erhalten hat, wie z. B. Daten über Unfälle, die
technischen Fortschritte bei der Auslegung, dem
Bau und dem Einsatz der Maschinen und Anlagen,
sowie durch die Ergebnisse der industriellen Gift­
StoffÜberwachung.

3. Bevölkerungsgruppen

Neben der im Unterrichtswesen durchgeführten
Aktion muß eine allgemeine Unterrichtung be­
stimmter Bevölkerungsgruppen (wie Frauenorgani­
sationen, Elternvereinigungen, Berufsverbände
usw.) über die Bedeutung der Verhütung von Un­
fällen und Krankheiten durchgeführt werden. In
diesem Bereich bestehen in den einzelnen Staaten
schon eine Reihe von Initiativen. Für diese Unter­
richtung werden bereits audiovisuelle Mittel einge­
setzt. Die Kommission plant ihre Koordinierung
und gemeinsame Weiterentwicklung, die Herstel­
lung von Filmen und die Einrichtung einer laufend
zu ergänzenden Kartei über austauschbare audio­
visuelle Mittel.
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inlara 3

ENTSCHLIESSUNG

Der Beratende Ausschuss für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz , auf seiner Vollsitzung am 19 « und 20* April 1977
in Luxemburg;

in der Erwägung, dass die Entschliessung des Rates vom 21» Januar 1974 über
ein sozialpolitisches Aktionsprogramm ein Aktionsprogramm zugunsten von
Arbeitnehmern vorsieht , das u.a. eine Verbesserung der Arbeitssicherheit
und -hygine anstrebt ;

in der Erwägung, dass der Ausschuss auf seiner Vollsitzung am 23 «, 26. und
27* Oktober 1976 in Luxemburg den Entwurf eines gemeinschaftlichen .Aktions-
programms für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz angenommen hat ;

in der Erwägung, dass die Prüfung des ersten Tätigkeitsberichts des Ausschusses
klar gezeigt hat , dass die unzureichende Besetzung des Sekretariats ein emst-
liches Hindernis für eine erfolgreiche Fortsetzung der Tätigkeit darstellt ;

fordert mit Nachdruck, dass – auch im Zusammenhang mit dem obenerwähnten
Entwurf eines Programms – spätestens ab Januar 1978 für das Sekretariat genügend
Personal zur Verfügung gestellt wird.


